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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. Juni 1956 

6 - 53001 - 1409/56 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Pliermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Ge- 
setzes über die drei Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft über die deutschen 
Vermögenswerte in der Schweiz, über die Rege- 
lung der Forderungen der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft gegen das ehemalige Deutsche 
Reich und zum deutschen Lastenausgleich 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 158. Sitzung am 4. Mai 1956 gemäß Ar- 
tikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Entwurf beschlossen, die 
Eingangsworte des Gesetzes wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende 
Gesetz beschlossen:“. 

Der Änderungsvorschlag wird damit begründet, daß das Gesetz ge- 
mäß Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes der Zustimmung des 
Bundesrates bedürfe, weil durch dieses Gesetz ein mit Zustimmung 
des Bundesrates erlassenes Gesetz ergänzt werden solle. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Die Bundesregierung vermag dem Änderungsvorschlag des Bundes- 
rates nicht beizutreten. Nach ihrer Auffassung kann die vom 
Bundesrat vertretene Ansicht, daß jede Ergänzung eines mit Zu- 
stimmung des Bundesrates ergangenen Gesetzes wiederum der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedürfe, nicht als zutreffend anerkannt 
werden. Die Zustimmung des Bundesrates ist vielmehr nur dann 
erforderlich, wenn das Ergänzungsgesetz selbst Vorschriften ent- 
hält, welche der Zustimmung des Bundesrates bedürfen. Diese Vor- 
aussetzung ist hier nicht gegeben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c^ Blücher 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Gesetzes über die drei Abkommen zwisdien 
der Bundesrepublik Deutsdiland und der Sdiweizerisdien Eid- 
genossensdiaft über die deutschen Vermögenswerte in der Schweiz, 
über die Regelung der Forderungen der Schweizerischen Eidge- 
nossenschaft gegen das ehemalige Deutsche Reidi und zum 

deutschen Lastenausgleidi 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

In dem Gesetz über die drei Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die deutschen Vermögenswerte in der 
Schweiz, über die Regelung der Forderungen 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft gegen 
das ehemalige Deutsche Reich und zum deut- 
schen Lastenausgleidi vom 7. März 1953 (Bun- 
desgesetzbl. II S. 15) werden hinter § 4 fol- 
gende Vorschriften eingefügt: 

>S 4 a 

(1) Übersteigt der Betrag, der der Bundes- 
republik Deutschland aus den Beiträgen nach 
Artikel 2 des Abkommens über die deutschen 
Vermögenswerte in der Schweiz zufließt, den 
Ablösungsbetrag (Artikel 1 des Abkommens) 
zuzüglich der entstandenen Kreditkosten, so 
wird dieser Mehrbetrag (Überhang) ein- 
schließlich der Erträgnisse aus seiner Anlage 
nach dem Stand vom 31. Dezember 1956 
(Stichtag) zur Hälfte dem in § 5 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes vom 14. August 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 446) bezeichneten Ausgleichs- 
fonds zugeführt. 

(2) Die andere Hälfte des Überhangs und 
der Erträgnisse wird auf Antrag an diejeni- 
gen Berechtigten gezahlt, die für die Freigabe 


ihrer Vermögenswerte In der Schweiz einen 
Beitrag geleistet haben. Die an den einzelnen 
Berechtigten zu zahlende Quote bemißt sich 
nach dem Verhältnis der Hälfte des Über- 
hangs zuzüglich der Erträgnisse zum Gesamt- 
aufkommen an Beiträgen am Stichtag. Das 
Gesamtaufkomnien an Beiträgen und der Bei- 
trag des Berechtigten werden nach dem Um- 
rechnungskurs (Mittelkurs) in Deutsche Mark 
urngereciinet, der irn Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des Ergänzungsgesetzes maßgebend 
ist. Die Quote wird auf einen vollen Hun- 
dertsatz nach unten abgerundet. 

(3) Ein nach Durchführung des Absatzes 2 
verbleibender Betrag sowie Überweisungen 
der Schweizerischen Verrechnungsstelle nach 
dem Stichtag werden in voller Höhe dem in 
Absatz 1 bezeichneten Ausgleichsfonds zuge- 
führt. 

§4b 

(1) Der Antrag ist innerhalb einer Aus- 
schlußfrist von sedis Monaten, gerechnet vom 
Beginn des Kalendermonats, der dem In- 
krafttreten des Ergänzungsgesetzes folgt, bei 
der Oberfinanzdirektion Frankfurt (Main) zu 
stellen. 

(2) Dem Antrag sind beizufügen 

1. eine von der Schweizerischen Verrech- 
nungsstelle beglaubigte Abschrift der Bei- 
tragsabrechnung, 
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2. eine Besdieinigung der zuständigen Devi- 
senbehörde (Landeszentralbank) über die 
fristgemäße Anmeldung der Vermögens- 
werte nadi § 3 Abs. 4 oder über die früher 
erfolgte ordnungsgemäße Anmeldung, 

3. eine Besdieinigung des zuständigen Finanz- 
amtes über die fristgemäße Anmeldung 
der Vermögenswerte nach § 3 Abs. 3 oder 
darüber, daß diese Vermögenswerte die- 
sem schon vorher ordnungsgemäß für die 
in Betracht kommenden Steuern bekannt- 
gegeben worden sind. In der Bescheini- 
gung ist anzugeben, ob Steuerrückstände 
bestehen. 

§ 4 c 

(1) Die Ersatzvermögensabgabe (§ 4 Abs. 2 
in Verbindung mit der Verordnung über die 
deutschen Vermögenswerte in der Schweiz 
vom 10. April 1954 — Bundesgesetzbl. I S. 88) 
wird auf Antrag an die Berechtigten in Höhe 
des Betrages erstattet, der sich durch Anwen- 
dung der nach § 4 a Abs. 2 ermittelten Quote 
auf die im Wege des Steuerabzugs entrichtete 
Ersatzvermögensabgabe ergibt; Beträge unter 
10 DM werden nicht ausbezahlt. Das gilt 
nicht, wenn die Ersatzvermögensabgabe nach 


§ 5 Abs. 2 der genannten Verordnung ver- 
rechnet oder erstattet worden ist. 

(2) Die Erstattung geht zu Lasten des in 
§ 4 a Abs. 1 bezeichneten Ausgleichsfonds. 
Zuständig für die Erstattung ist das Finanz- 
amt, dem die Erhebung der Vermögensab- 
gabe obliegt oder obliegen würde. 

(3) Der Antrag ist innerhalb einer Aus- 
schlußfrist von sechs Monaten, gerechnet vom 
Beginn des Kalendermonats, der dem In- 
krafttreten des Ergänzungsgesetzes folgt, bei 
dem nach Absatz 2 zuständigen Finanzamt zu 
stellen. Dem Antrag ist die von der Ober- 
finanzdirektion Frankfurt (Main) ausgestellte 
Bescheinigung über die Einbehaltung des 
Steuerabzugsbetrages beizufügen. ‘‘ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Ver- 
kündung in Kraft, 
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Begründung 


I. 

Am 25, Mal 1946 hatten in Washington die 
Vereinigten Staaten von Amerika, das Ver- 
einigte Königreich von Großbritannien und 
Nordirland und die Französische Republik 
einerseits und die Schweizerische Eidgenos- 
senschaft andererseits ein Finanzabkommen 
abgeschlossen, das die Liquidation der dcut- 
sdien Vermögenswerte in der Schweiz vor- 
sah. Im Zusammenhang mit dem Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Sdiweizerischen Eidgenossenschaft 
über die deutschen Vermögenswerte in der 
Schweiz vom 26. August 1952 — Bundesge- 
setzblatt 1953 II S. 17 — (Vermögensabkom- 
men) wurde die Zahlung eines Ablösungs- 
betrages vom 121,5 Mio Schweizer Franken 
an die drei alliierten Regierungen durch die 
Bundesregierung vereinbart; mit der Zah- 
lung dieses Ablösungsbctragcs sollten alle sich 
aus dem Washingtoner Abkommen ergeben- 
den Verpflichtungen hinsichtlich der deut- 
schen Vermöcrpn Qwerte m der Schweiz als er- 
füllt betrachtet werden. 

Im vorbezelchnctcn Vermögensabkommen 
war bestimmt worden, daß der Ablösungs- 
betrag, der von der Bundesregierung zugun- 
sten derjenigen Deutschen gezahlt wurde, de- 
ren Vermögenswerte in der Schweiz beschlag- 
nahmt waren, aus Beitragen der Berechtigten 
abgedeckt werden sollte. In § 5 des Ratifika- 
tionsgesetzes vom 7. März 1953 (BGBL II 
S. 15) wurde die Bundesregierung ermächtigt, 
zur Aufbringung des Ablösungsbetrages bei 
einem schweizerischen Bankenkonsortium 
einen Kredit in Flöhe von 121,5 Mio Schwei- 
zer Franken aufzunehmen. Dieser Kredit ist 
aufgenommen und der Ablösungsbetrag ge- 
zahlt worden. Der Bankenkredit und die ent- 
standenen Kreditkosten wurden im Oktober 
1954 abgedeckt (zusammen rund 127 Mio 
Schweizer Franken). 

Mit den im Juli 1955 erfolgten Sammclüber- 
weisungen der Schweizerischen Verrechnungs- 


stelle, die mit der Abwicklung des Abkom- 
mens ausschließlich befaßt ist, ergab sich ein 
Überhang, der im Augenblick mehr als 48 
Mio Schweizer Franken beträgt. Bis zu der 
nahe bevorstehenden Beendigung der Ab- 
wicklung kann sich dieser Betrag noch etwas 
erhöhen; zur Zeit Ist seine endgültige Höhe 
noch nicht voraussehbar. 

Über die Verwendung dieses Überhangs Ist 
im Vermögensabkommen und im Ratifika- 
tlonsgesetz keine Bestimmung getroffen wor- 
den. Es ergibt sich Jedoch aus Art. 6 Abs. 1 in 
Verbindung mit Art. 2 des deutsch-schwelzc- 
rischen Abkommens über die RegC'img der 
Forderungen der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft gegen das ehemalige Deutsche Reich 
vom 26. August 1952 (BGBl. 1953 II S. 22), 
daß die Schweizer Franken-Beträge des Über- 
hangs zahlungstedinisch zur Abdeckung ge- 
wisser dcutsdier Verpflichtungen zu verwen- 
den sind. Es stehen daher nur die DM-Gcgen- 
werte dieser Schweizer Franken zur Ver- 
füsun?. soweit sie aus Beiträgen angefnllen 
sind. Über ihre Verwendung hat nunmehr 
der deutsche Gesetzgeber zu entscheiden. 

II. 

Die dem Gesetzentwurf zugrunde liegende 
Lösung geht von der Tatsache aus, daß der 
Lastcnausgleichsfonds ebenso wie die Beredi- 
tigten in bezug auf die in der Schweiz be- 
legenen Vermögenswerte gewisse Opfer ge- 
bracht haben, um die Durchführung des 
deutsch - sdiweizerischen Vermögensabkoni- 
mens zu ermöglichen. 

Auf Kosten des Lastcnausgleichsfonds ist ge- 
mäß § 3 des Ratlfikationsgcsetzcs bei freiwil- 
liger Leistung des Beitrags die Vermögensab- 
gabe nach dem Lastenausglcichsgesetz vom 
14. August 1952 (BGBl. I S. 446) als abgegol- 
ten zu betrachten. Auch verursachte die Im 
deutsch-schweizerischen Abkommen zum 
deutschen Lastenausgleich vom 26. August 
1952 (BGBl. 1953 II S. 24) vorgesehene Gleich- 



Stellung der Schweizer mit der meistbegün- 
stigten Nation einen Ausfall an Vermö- 
gensabgabe. Andererseits haben die deutschen 
Berechtigten durch ihren freiwilligen Beitrag 
die Aufbringung des Ablösungsbetrages er- 
möglicht. 

Bel Abwägung der hiernach zu berücksich- 
tigenden Interessen erscheint es im Rahmen 
des gesetzgeberischen Ermessens gerechtfer- 
tigt, den Überhang grundsätzlich in der Weise 
zu verteilen, daß die eine Hälfte dem Lasten- 
ausgleichsfonds, die andere Hälfte den Be- 
rechtigten zukommt. 

In Ausführung dieses Grundgedankens be- 
stimmt § 4 a Abs. 1 des Entwurfs, daß zu 
einem Stichtag dem Lastenausgleichsfonds die 
Hälfte des Überhangs einschließlich der zu- 
gewachsenen Erträgnisse zuzuweisen ist. Die 
andere Hälfte des Überhangs ist denjenigen 
Berechtigten auf Antrag anteilmäßig zuzu- 
wenden, die für die Entsperrung ihrer Ver- 
mögenswerte in der Schweiz einen Beitrag ge- 
leistet haben. 

Da nicht zu übersehen ist, ob zum vorge- 
sehenen Stichtag, dem 31. Dezember 1956. 
alle bei der Schweizerischen Verrechnungs- 
stelle noch anhängigen Freigabeverfahren ab- 
gewickelt sind, und da im Interesse des 
Lastenausgleichsfonds und der Berechtigten 
mit der Verteilung des gesamten Überhangs 
alsbald begonnen werden soll, ist in § 4 a 
weiter bestimmt, daß die nadi dem Stichtag 
noch anfallenden Beiträge ebenfalls dem 
Lastenausgleichsfonds zufließen. 

Die Festsetzung einer Ausschlußfrist für die 
Antragstellung in § 4 b ist deshalb erforder- 
lich, weil die Restabwicklung des Abkom- 
mens in absehbarer Zeit endgültig beendet 
werden soll. 

III. 

Bei Eigentümern von Vermögen, die den 
freiwilligen Beitrag in der Schweiz nicht ge- 


leistet haben, wurde das Vermögen liquidiert; 
der DM-Gegenwert des Liquidationserlöses 
wurde dem Berechtigten von der Oberfinanz- 
direktion Frankfurt (Main) ausbezahlt. Bei 
der Auszahlung des DM-Gegenwertes wurde 
in Höhe eines Drittels durch Steuerabzug die 
Ersatzvermögensabgabe erhoben, die als da^ 
notwendige Gegenstück zum freiwilligen Bei- 
trag anzusehen ist. Die in der Ersatzvermö- 
gensabgabe liegende besondere Ausgestaltung 
des Lastenausgleichs war vor allem deshalb 
erforderlich, weil die Eigentümer von in der 
Schweiz belegenen Vermögenswerten, die 
nidit zu einem Betriebsvermögen gehörten, 
nach den allgemeinen Grundsätzen des Be- 
wertungsrechts und des Lastenausgleichsrechts 
wegen des ungewissen Schicksals des Vermö- 
gens am 21. Juni 1948 weitgehend von der 
Vermögensabgabe befreit gewesen wären. Als 
Folge dieser Befreiung wären diejenigen 
Eigentümer, die den freiwilligen Beitrag in 
der Schweiz nicht geleistet hätten, besser ge- 
stellt worden als die beitragswilligen Eigen- 
tümer. Da eine solche Behandlung nicht im 
Sinne des Abkomm.ens über die deutschen 
Vermögenswerte lag, ja sogar das Abkom- 
men durch Untergrabung der Bcltragswillig- 
keit gefährdet hätte, mußte die besondere 
Ersatzvermögensabgabe geschaffen und in 
einer dem freiwilligen Beitrag entsprechen- 
den Höhe erhoben werden. 

Nadidem der freiwillige Beitrag durch die 
Regelung des § 4 a nachträglidi ermäßigt 
wird, erscheint es notwendig, diese Ermäßi- 
gung auch bei der Ersatzvermögensabgabe 
Platz greifen zu lassen. Hierfür spricht vor 
allem auch die Tatsache, daß viele Eigentümer 
den Weg der Liquidierung ihres Vermögens 
mit der Folge der Auszahlung des DM-Ge- 
genwertes durch die Oberfinanzdirektion 
Frankfurt (Main) gewählt haben, weil sie die 
Mittel in der Bundesrepublik benötigten und 
diesen Weg deshalb für den besseren und 
schnelleren hielten. 
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